
Eine Informationsschrift der Koordinierungsstelle  
Gesundheitliche Chancengleichheit Hamburg 

Wer pflegt Herrn K.? 
Pflege ohne Obdach:  
Wie Wohnungslosenhilfe und  
Pflegesystem besser kooperieren 
und damit obdachlosen Männern 
und Frauen helfen können



 
2

v 

K a P I t E l  4 
Pflegezeit  
voraussetzung für die Pflege 
wohnungloser Menschen  
ist vertrauen  

16 

K a P I t E l  5 
Neue Pflege  
Wer nimmt Herrn K. jetzt auf? 

19

K a P I t E l  6 
Unklarer versicherungsstatus  
Was tun, wenn alle Papiere fehlen 

23

K a P I t E l  7  
Sterbebegleitung   
Wohnungslose Menschen  
nicht allein lassen 

26

Impressum 

30

vorwort 

5 

E I N l E I t U N G 
Für eine intensivere Zusammenarbeit. 
Pflegesystem und Wohnungslosenhilfe 
müssen sich für einander öffnen 

6

K a P I t E l  1  
Stationäre Einrichtungen  
Die angst vor dem Pflegeheim 

8

K a P I t E l  2  
ambulante versorgung  
Benötigte Gesundheitsleistungen  
kommen nicht immer an  

11

K a P I t E l  3 
Grundpflege  
„Das kann ich alles selbst!“  

14

IN
H

a
lt



 
3

v 

Eine Informationsschrift der Koordinierungsstelle 
Gesundheitliche Chancengleichheit Hamburg 

Wer pflegt Herrn K.? 
Pflege ohne Obdach:  
Wie Wohnungslosenhilfe und  
Pflegesystem besser kooperieren 
und damit obdachlosen Männern 
und Frauen helfen können



 
4



 
5

 
Seit einigen Jahren beschäftigt sich die 
Koordinierungsstelle Gesundheitliche 
Chancengleichheit in der Hamburgischen 
arbeitsgemeinschaft für Gesundheits­
förderung mit dem thema Gesundheits­
förderung, medizinische versorgung 
und Wohnungs­ bzw. Obdachlosigkeit. 
Die veranstaltung „Wer pflegt Herrn K.?“, 
die am 20.11.2013 in Hamburg stattfand, 
hat die Brisanz des themas verdeut­
licht. viele akteure haben die Hand­
lungsnotwendigkeit erkannt und sind 
bereit, sich für die verbesserung der 
gesundheitlichen versorgung von 
Wohnungs­ und Obdachlosen einzu­
bringen. Wir wissen, dass Menschen,  
die auf der Straße leben, in der Mehr­
zahl an mehreren chronischen und 
akuten Krankheiten gleichzeitig leiden, 
bzw. sehr früh an Krankheiten verster­
ben, die bei fachgerechter versorgung 
zu behandeln wären. Menschen mit 
einem geringen sozialen Status, und 
dazu zählen Menschen ohne Wohnung 
bzw. Obdach, leben häufiger in gesund­
heitsschädlichen Umgebungen und 
verfügen über geringere Ressourcen zur 
Bewäl tigung psychischer und physi­
scher Belas tungen. Der Ist­Zustand der  
Gesundheitsversorgung wohnungsloser 
Menschen in Deutschland ist selten  
an die Problem­ und lebenslagen ange­
passt. Dabei sind Menschen in sozialen 
Notlagen auf ein qualifiziertes und 
vernetztes versorgungsangebot ange­
wiesen. Die Ursachen bzw. lebensereig­
nisse, die einer Wohnungs­ und Obdach­
losigkeit vorausgehen, sind mannig ­ 
faltig und es bedarf eines multiprofessi­
onellen ansatzes, damit die versorgung 

der Menschen zwar als Herausforde­
rung, aber nicht als Überlastung wahr­
genommen werden kann. In Hamburg 
wurde bereits einiges zur verbesserung 
der Gesundheit getan, aber weitere 
Maßnahmen, insbesondere in Hinblick 
auf die pflegerische versorgung, sind 
notwendig. Konsens ist, dass eine 
fachgerechte Pflege für alle Gruppen 
von Menschen verfügbar sein sollte. Das 
erfordert eine abgestimmte und vertrau­
ensvolle Zusammenarbeit zwischen 
verschiedenen Professionen, so wie sie 
in Hamburg an vielen Stellen bereits 
gelebte Realität ist. Seit einiger Zeit 
wird der Begriff der Pflegebedürftigkeit 
sehr kritisch diskutiert und neu definiert. 
Die ausweitung bewirkt derzeit vor 
allem im Bereich der demenziellen 
Erkrankungen veränderungen – das 
greift im Hinblick auf die lebenslagen 
von wohnungslosen Menschen, die 
häufig auch suchtkrank oder psychisch 
krank sind eindeutig zu kurz. Es ist an 
der Zeit, den Zugang zur pflegerischen 
versorgung für Wohnungs­ und Obdach­
lose zu prüfen und dabei Prävention 
und Gesundheitsförderung mitzudenken. 
alltagsnahe Beispiele in der Broschüre 
weisen auf die zahlreichen Problemlagen 
hin, geben aber gleich zeitig anwen­
dungsnahe Hilfestellungen. In Hamburg 
wurde schon vieles er reicht, nun gilt es, 
weitere verbesserungen einzuleiten und 
diese tatkräftig zu unterstützen!

Prof. Dr. Corinna Petersen­Ewert

vorsitzende der Hamburgischen  
arbeitsgemeinschaft für Gesundheits­ 
förderung e. v. (HaG)
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Obdachlose pflegebedürftige Menschen 
sind im Durchschnitt jünger, ihre aus­
gangsvoraussetzungen und Bedürfnisse 
andere als die von Menschen mit  
Obdach. auf den ersten Blick passen sie 
weder in das Schema der Pflegestufen 
noch in das Bild eines „typischen“ 
Heimbewohners, einer Heimbewohnerin. 
Es scheint schwierig, sie mit ambulanter 
oder stationärer Pflege zu versorgen. 

Diese tatsache haben die Mitgliedsein­
richtungen des arbeitskreises „Woh­
nungslosigkeit und Gesundheit“ in der 
Koordinierungsstelle Gesundheitliche 
Chancengleichheit Hamburg zum anlass 
genommen, Fragen zu stellen, lücken  
zu benennen und Gute Praxis­ansätze 
aufzuzeigen. Ziel der vorliegenden  
Broschüre ist es, die Fachkräfte aus 
Gesundheitswesen, Pflege und  
Wohnungslosenhilfe für die besondere  
Situation von kranken, pflegebedürfti­
gen, wohnungslosen Männern und  
Frauen zu sensibilisieren und Wege 
aufzuzeigen, wie Pflegesystem und 
Wohnungslosenhilfe gut zusammen­ 
arbeiten können. 

Noch sind sich beide Systeme eher 
fremd: Fachkräfte in der Wohnungslosen­
hilfe berichten, dass es sehr schwierig 
sei, obdachlose Menschen beispielsweise 
in reguläre Pflegeeinrichtungen zu 
vermitteln. Stellen sie sich im Namen 
ihrer Einrichtung bei Pflegediensten 
oder in Pflegeheimen vor, so fallen 
durchaus türen zu. Zu hoch scheint die 
gesellschaftliche Stigmatisierung woh­
nungsloser Menschen zu sein. 

Hinzu kommt: Eine Erhebung über den 
Pflegebedarf wohnungsloser Menschen 
gibt es nicht. Was sicher gesagt werden 
kann ist, dass wohnungslose Menschen 
überdurchschnittlich häufig an mehreren 
Erkrankungen gleichzeitig leiden und 
wesentlich früher sterben. Wenn sie 
eine öffentliche Unterbringung auf suchen, 
kann ihr schlechter gesundheitlicher 
Zustand beobachtet werden – behandelt 
wird er dann noch lange nicht.  
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Das liegt zum einen an den erkrankten 
Menschen selbst, an ihren hohen seeli­
schen Belastungen, einer verzerrten 
Selbstwahrnehmung oder mangelnder 
Krankheitseinsicht. auch Scham und 
angst spielen eine große Rolle. Zum 
anderen aber fehlen die passgenauen 
angebote.  

Nicht zuletzt ist auch die medizinische 
versorgung von Menschen, die öffentlich­
rechtlich untergebracht sind, keine 
Selbstverständlichkeit. Sofern die Ein­
richtung nicht mit einem Pflegedienst 
oder einer Hausarztpraxis kooperiert, 
kann der gesundheitliche Zustand des 
Klienten, der Klientin nicht beurteilt 
werden. Die in der Einrichtung tätigen 
Fachkräfte sind dafür weder ausgebildet 
noch können sie es aufgrund des  
niedrigen Personalschlüssels zeitlich 
leisten.

Einrichtungen hingegen, die kontinuier­
lich mit Pflegediensten oder hausärz­
tlichen Praxen kooperieren, können ihre 
Bewohnerinnen und Bewohner meist  
gut versorgen. Hilfreich ist auch, wenn  
zwischen Krankenhäusern und Pflege­
einrichtungen gut aufgebaute und  
lohnende Kooperationen bestehen, so 
dass das Krankenhaus freie Plätze im 
Pflegeheim belegen kann. Solche Koope­
rationen sind aber nach wie vor selten. 

In der auseinandersetzung mit dem 
thema „Pflege und Obdachlosigkeit“ 
wurde deutlich, wie wünschenswert und 
notwendig eine standardisierte Koope­
ration zwischen Wohnungslosenhilfe, 
Gesundheits­ und Pflegesystem für  
eine gute pflegerische versorgung woh­
nungsloser Menschen ist. Dass eine 
solche Kooperation möglich ist, zeigen 
die beschriebenen Beispiele. Sie ver­
deutlichen, dass beide Systeme einander 
brauchen und voneinander profitieren 
können. Mit der vorliegenden Broschüre 
sollen die Fachkräfte in ambulanten 
Pflegediensten und ­einrichtungen,  
in der Gesundheits­ und Wohnungshilfe 
ermutigt werden, sich für das jeweils 
andere System zu öffnen und gemeinsam 
die vorhandenen Möglichkeiten besser 
zu nutzen. 

Der Arbeitskreis „Wohnungslosigkeit 
und Gesundheit“ in der Koordinierungs-
stelle Gesundheitliche Chancengleich-
heit Hamburg

Der arbeitskreis „Wohnungslosigkeit 
und Gesundheit“ ist ein Zusammen­
schluss von akteurinnen und akteuren 
des Gesundheits­ und Wohnungslosen­
hilfebereiches. Gemeinsam wird das 
Ziel verfolgt, die sektorenübergreifende 
Zusammenarbeit der Wohnungslosen­
hilfe, der Hospiz­ und Palliativarbeit 
und der medizinischen und pflegerischen 
versorgung zu fördern. Über den  
gemeinsamen Erfahrungs­ und Wissens­
austausch werden Bedarfe und Bedürf­
nisse thematisiert, Schnittmengen  
in der beruflichen Praxis aufgezeigt, 
Ressourcen mobilisiert und Hand­
lungsansätze für eine lebensweltnahe 
ver sorgung (schwerst­)kranker oder  
sterbender Wohnungsloser entwickelt.

Mitgliedseinrichtungen: 

asklepios Klinik St. Georg

Behörde für arbeit, Soziales, Familie 
und Integration (BaSFI) 

Bundesverband der Berufsbetreuer/
innen e. v., landesgruppe Hamburg 

Caritasverband für Hamburg e. v. 

Diakonisches Werk Hamburg 

fördern und wohnen, aöR 

Hamburgische arbeitsgemeinschaft  
für Gesundheitsförderung e. v. (HaG) 

hoffnungsorte hamburg –  
verein Stadtmission Hamburg 
Soziale Beratungsstelle Hamburg­Mitte

Hospiz & Palliativarbeit  
Koordinierungsstelle Hamburg 

landesverband Hospiz und 
 Palliativarbeit Hamburg e. v. (lvHP)

MW Malteser Werke gGmbH,   
Malteser Nordlicht 

Die Koordinierungsstelle 
 Gesundheitliche Chancengleichheit  
Hamburg ist in die Geschäftsstelle der 
Hamburgischen arbeitsgemeinschaft für 
Gesundheitsförderung e.v. (HaG) inte­
griert. Sie wird gefördert von der Behörde 
für Gesundheit und verbraucherschutz 
(BGv), von den Hamburger Krankenkassen 
(GKv) und der Bundeszentrale für 
 gesundheitliche aufklärung (BZga).

Weitere Informationen unter:  
www.gesundheitliche­chancengleichheit.de 
und www.hag­gesundheit.de
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Trotz Hilfebedürftigkeit scheuen  
wohnungslose Menschen den Schritt  
in ein Pflegeheim 

Für einen Großteil der pflegebedürftigen, 
wohnungslosen Menschen ist der Einzug 
in ein Pflegeheim undenkbar: Die Pflege­
heimbewohnerinnen und ­bewohner 
sind in der Regel sehr viel älter als sie 
selbst und haben zumeist einen anderen 
sozialen Hintergrund. aufgrund ihrer 
besonderen lebensgeschichte und  
lebenssituation fühlen sich wohnungs­
lose Menschen häufig fehl am Platz, 
unerwünscht und ausgegrenzt. Sie  
fürchten den verlust ihrer autonomie 
und scheuen die taschengeldregelung. 
Sind sie darüber hinaus suchtkrank, 
kommt die angst vor Einschränkungen 
hinzu. auch müssen viele Wohnungslose 
das Wohnen zunächst erst wieder lernen: 
Die vorstellung, jeden tag in einem 
geschlossenen Raum zu verbringen, 
kann für sie so beängstigend sein, dass 
sie lieber weiterhin auf der Straße leben. 

– 
Fa l l B E I S P I E l 
Herr S. lebte seit knapp dreißig Jahren  
in einem Bauwagen, den er nach seinen 
vorstellungen ausgestattet und einge­
richtet hatte. Es war sein Zuhause. 
lange Zeit stand er damit auf einem 
Campingplatz in Hamburg, bis die Platz­
miete für ihn unerschwinglich wurde.  
Er durfte mit seinem Wagen und dem 
dazugehörigen trecker auf den Hinterhof 
einer sozialen Einrichtung ziehen.

Herr S., inzwischen über siebzig Jahre 
alt, war menschenscheu und miss­
trauisch, seine autonomie bedeutete 
ihm viel. Er wurde zunehmend kränker, 
musste am Herzen operiert werden, litt 
unter Schwindel. Er merkte, dass seine 
Selbstständigkeit dadurch gefährdet 
war, lehnte aber zunächst alle Hilfsange­
bote seiner besorgten Umgebung ab.  
In eine stationäre Pflegeeinrichtung 
oder ein betreutes Wohnen wollte er auf 
keinen Fall ziehen, der Bauwagen sei 
seine Heimat. Schließlich bat er von sich 
aus um eine gesetzliche Betreuung,  
die ihm bürokratische Dinge abnehmen 
sollte.

Die Hausärztin nahm Kontakt zum Pflege­
stützpunkt auf mit der Frage, wie Herr S. 
pflegerische oder hauswirtschaftliche 
Hilfe erhalten könne, um weiter allein  
zu leben. Die Mitarbeiterin des Pflege­
stützpunktes vereinbarte einen termin 
für einen Hausbesuch im Bauwagen, 
beriet Herrn S. und schaltete mit seinem 
Einverständnis die bezirkliche Senioren­
beratung ein. Er erhielt Hilfe im Haus­
halt (beispielsweise Waschen der Wäsche 
im Waschsalon) und Begleitung beim 
Einkauf und arztgängen. Mit dieser Hilfe 
konnte er im Bauwagen weiter wohnen, 
bis er verstarb.

– 
Pflegestützpunkte in Hamburg –  
Ein Beratungsangebot rund um  
das Thema Pflege 
In den Pflegestützpunkten finden  
Pflegebedürftige und ihre angehörigen 
bei Fragen und Problemen rund um  
die Pflege Unterstützung. Das angebots­
spektrum reicht von der Ermittlung der 
zuständigen ansprechpartnerinnen und 
ansprechpartner für leistungsanträge, 
über Unterstützung beim ausfüllen  
von Formularen bis zur Suche von geeig­
neten Einrichtungen oder Hilfsdiensten. 
Die Beratung wird auf den Einzelfall 
ausgerichtet. Die Beratungen sind  
kostenlos, neutral und unabhängig –  
im Büro oder außer Haus. Die Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter geben Informa­
tionen und Hilfestellungen beispielsweise 
zur Organisation häuslicher oder statio­
närer Pflege, Betreuung oder Rehabili­
tation. Für die besondere Situation 
wohnungsloser Menschen sind die  
Pflegestützpunkte offen. 

Weitere Informationen über die Pflege­
stützpunkte in Hamburg unter:  
www.hamburg.de/pflegestuetzpunkte
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– 
Die Sozialpädagogische Einzelfallhilfe  
Das angebot der Sozialpädagogischen 
Einzelfallhilfe (SPEH) richtet sich insbe­
sondere an Menschen in öffentlicher 
Unterbringung, die einen erhöhten  
Unterstützungsbedarf haben. Gründe 
hierfür können gesundheitliche Probleme, 
angst vor Einsamkeit, psychische  
Erkrankungen und Folgen von Sucht sein. 
In jedem Bezirk unterstützen Kolleginnen 
und Kollegen der Sozialpädagogischen 
Einzelfallhilfe die arbeit in den Wohn­
unterkünften. Sie besuchen die Bewoh­
nerinnen und Bewohner in Krisenzeiten, 
begleiten sie bei Behördengängen, 
 arztbesuchen oder bei anderen anliegen 
und unterstützen sie bei der Bewälti­
gung formaler aufgaben.  
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Ziel ihrer tätigkeit ist die gesundheit­
liche und mentale Stabilisierung der von 
ihnen betreuten Menschen, so dass 
diese möglichst an eine Regelleistung 
wie Suchtberatung, ambulante und 
stationäre Hilfen oder die Bestellung 
einer gesetzlichen Betreuung herange­
führt werden können. 

Weitere Informationen über fördern  
und wohnen, f&w, unter:  
www.foerdernundwohnen.de

Rechtliche Betreuung 
Seit dem 1. Januar 1992 gilt das neue 
Betreuungsrecht, das die früher übliche 
Praxis der Entmündigung, vormund­
schaft und Pflegschaft für Erwachsene 
abgelöst hat. Seither besteht die  
Möglichkeit, für einen Menschen, der 
aufgrund einer Erkrankung oder Behin­
derung seine angelegenheiten nicht 
mehr selbst regeln kann, eine rechtliche 
Betreuung einzurichten.
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Jede Person, die dem wohnungslosen 
Menschen nahesteht oder mit ihm beruf­
lich zu tun hat – der behandelnde arzt, 
die behandelnde Ärztin, der Sozialar­
beiter, die Sozialarbeiterin, angehörige, 
aber auch die Nachbarin und der Nachbar 
– kann die Einrichtung einer Betreuung 
anregen, so auch die leitung der  
Obdachlosenunterkunft. Das Betreu­
ungsgericht prüft dann, ob die voraus­
setzungen für eine rechtliche Betreuung 
vorliegen. Ist dies der Fall, wird ein 
Betreuer, eine Betreuerin eingesetzt,  
die in genau definierten aufgabenkreisen 
(z. B. Behördenangelegenheiten, Gesund­
heitssorge usw.) tätig wird. Es ist grund­
sätzlich möglich, dass angehörige die 
Betreuung übernehmen. Ist dies nicht 
möglich oder nicht gewünscht, werden 
professionelle, hauptberufliche Betreu­
ungskräfte beauftragt.

Der Betreuer oder die Betreuerin über­
nimmt die gesetzliche vertretung für  
den betreuten Menschen. Werden sie mit 
dem aufgabenkreis „Behördenangelegen ­ 
heiten“ betraut, können sie beispiels­
weise einen Weiterbewilligungsantrag 
bei der aRGE stellen oder bei der Pflege­
kasse eine Pflegestufe beantragen.  

Welche aufgaben im Rahmen der zuge­
sprochenen aufgabenkreise übernommen 
werden, hängt immer vom individuellen 
Hilfebedarf des betreuten Menschen ab, 
der in persönlichen Gesprächen abgeklärt 
werden sollte. Die Idee des Betreuungs­
rechts ist es, die Selbstständigkeit des 
betreuten Menschen zu erhalten und ihm 
nur in den Belangen behilflich zu sein,  
in denen er Schwierigkeiten hat. 

Weitere Informationen beim Bundes­
verband der Berufsbetreuer/innen unter: 
www.bdb­ev.de
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Fast jeder wohnungslose Mensch  
hat Anspruch auf Behandlungspflege 
– bekommt sie aber nicht 

Der Großteil der (deutschen) wohnungs­
losen Menschen ist krankenversichert 
und hat daher anspruch auf Behand­
lungspflege nach § 37 SGB v. Dennoch 
kommt die medizinische Hilfe nicht 
allen Patientinnen und Patienten zugute: 
voraussetzung für die Beantragung  
der Grundpflege ist eine ärztliche Unter­
suchung. Hilfreich ist auch, wenn ein 
milieusensibler Pflegedienst die konti­
nuierliche versorgung übernimmt.  
Beides zu organisieren ist nicht immer 
leicht. Wohnungslosen Menschen fehlt 
es oft an der notwendigen Krankheits­
einsicht und der Bereitschaft, mit dem 
ärztlichen oder pflegerischen Personal 
zusammenzuarbeiten. Patientinnen  
und Patienten in Einrichtungen der 
Wohnungslosenhilfe können Zuzahlungen 
oder die Kosten für nicht­verschreibungs­
pflichtige Medikamente aus ihrem  
monatlichen Barbetrag nicht vorfinan­
zieren. Das Sammeln von Quittungen  
für Zuzahlungen aber fällt ihnen schwer, 
sodass häufig Kosten nicht entschädigt 
werden. In der Konsequenz suchen  

viele Patientinnen und Patienten die 
medizinischen Hilfen nicht mehr auf 
und setzen die dringend notwendigen 
Medikamente gezwungenermaßen ab. 

– 
Fa l l B E I S P I E l 
Herr B. lebt in der Übernachtungsstätte 
Pik as. Er ist alkoholkrank, mangeler­
nährt und kognitiv eingeschränkt.  
Er hat sich eine verletzung am Unter­
schenkel zugezogen, die nun infiziert 
ist. Erschwerend kommt hinzu, dass 
er unter Krampfadern leidet. Er findet  
die Entzündung in seinem Bein nicht 
schlimm. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Einrichtung sehen das 
anders und bringen ihn in die hausärzt­
liche Sprechstunde. Schnell wird klar, 
dass Herr B. einen Wundverband 
braucht, der alle zwei tage gewechselt 
werden muss. Zudem ist die Entzündung 
so ausgedehnt, dass er ein antibiotikum 
benötigt. Wegen seiner mangelnden 
Mitwirkungsfähigkeit müssen ihm  
die tabletten verabreicht werden. Der  
Mitarbeiter des externen Pflegedienstes, 
der im auftrag der Stadt Hamburg das 
Pik as betreut, ist zweimal wöchentlich 
vor Ort und bietet eine niedrigschwellige 
versorgung an. Er sucht die Menschen  
in ihren Zimmern auf, spricht sie an und 
pflegt sie bei Bedarf. 

Diese versorgung ist für Herrn B. in der 
Frequenz jedoch nicht ausreichend,  
er braucht eine verordnung für Behand­
lungspflege nach § 37 SGB v. Damit 
könnte der Pflegedienst alle zwei tage 
die verbände wechseln und täglich  
das Medikament geben. Herr B. sieht 
die Notwendigkeit dafür nicht. Das Bein 
sei nicht schlimm, die tabletten könne 
er selbst nehmen. Er würde sich zwar 
auf die versorgung einlassen, wenn der 
Pflegedienst ihn aufsuchen würde,  
aber er ist nicht bereit, Zuzahlungen für 
die verordnung zu leisten.

Herr B. erhält somit einen verbands­
wechsel, wenn der Pflegedienst im Haus 
ist, aber kein antibiotikum, weil die konti­
nuierliche Einnahme nicht gewährleistet 
ist. Eine Indikation für eine Kranken­
hauseinweisung besteht zunächst nicht, 
Herr B. wäre dazu auch nicht bereit. 
Eine Unterbringung in der Krankenstube 
für Obdachlose ist auch nicht möglich, 
da aktuell kein Bett frei ist. Im verlauf 
der Erkrankung bekommt Herr B. Fieber. 
Die Entzündung verschlimmert sich 
derart, dass er mit dem Rettungswagen 
in die Klinik gebracht werden muss.
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–  
Gesundheitsflur im Pik As 
In der Notübernachtung Pik as wurden 
in einem abgeschlossenen Flur fünf  
Zimmer mit sechs Krankenbetten einge­
richtet, dazu eine teeküche und  
behindertenfreundliche Sanitäranlagen. 
Der Zugang zur Einrichtung ist allerdings 
nicht barrierefrei. Im Pik as ist der 
milieusensible, ambulante Pflegedienst 
„Kreusel“ tätig. Dieser versorgt Bewohner 
und Bewohnerinnen, die noch gehen 
können, aber krank sind. Er genießt 
eine hohe akzeptanz und trägt zu einem 
ausgeglichenen Klima in der Einrich­
tung bei. aktuell werden im Haus rund 
zwanzig Bewohnerinnen und Bewohner 
mit Grund­ und Behandlungspflege 
versorgt. Die Finanzierung dieser leis­
tung stellt inzwischen die Hamburger 
Sozialbehörde sicher, soweit die Kranken­
kassen sie nicht vergüten. Müssen die 
wohnungslosen Menschen medizinisch 
versorgt werden, so kooperiert der 
Pflegedienst eng mit der ansässigen 
Schwerpunktpraxis. 

Weitere Informationen über das Pik as 
unter: foerdernundwohnen.de

Weitere Informationen über den  
ambulanten Kranken­ und altenpflege 
Kreusel unter: www.kreusel.de
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Kooperation mit dem ambulanten  
Pflegedienst vor Ort 
In der Wohnunterkunft achterdwars des 
Unterkunftsträgers fördern und wohnen 
in Hamburg Bergedorf leben bis zu 178 
wohnungslose Männer. auf dem Grund­
stück befindet sich eine außenstelle  
des Pflegedienstes „Diakoniestation 
Bergedorf vierlande gGmbH“, der die 
ambulante Pflege für die Bewohner 
übernimmt. Die Präsenz vor Ort ermög­
licht eine enge Zusammenarbeit zwischen 
Pflegedienst und Wohnunterkunft,  
einen niedrigschwelligen Zugang und 
eine zielgruppensensible Behandlung 
der wohnungslosen Männer.

Weitere Informationen über die  
Wohnunterkunft achterdwars unter: 
www.foerdernundwohnen.de
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–  
Behandlungspflege in Einrichtungen 
der Wohnungslosenhilfe 
Obdachlose, für die weder ein eigener 
Haushalt besteht noch eine dauerhafte 
aufnahme in einer stationären Pflege­ 
oder sonstigen Einrichtung (z. B. einem 
Männerwohnheim) vorliegt, erhalten 
leistungen der häuslichen Kranken­
pflege nach § 37 SGB v auch dann, 
wenn ihnen nur zur Durchführung der 
Behandlungspflege vorübergehender 
aufenthalt in einer Einrichtung oder  
in einer geeigneten Unterkunft zur  
verfügung gestellt wird. 

Bundessozialgericht stärkt  
häusliche Krankenpflege für  
obdachlose Menschen 
Das Bundessozialgericht in Kassel hat 
die häusliche Krankenpflege im Kontext 
stationärer Hilfen gestärkt.  
am 25. Februar 2015 erging der Beschluss, 
dass Krankenkassen häusliche Kranken­
pflege auch in Heimen für obdachlose 
Menschen gewähren müssen, die als 
 Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
nach dem SGB xII betrieben werden. 
Solche Heime können „sonst geeignete 
Orte“ im Sinne des § 37 abs. 2 Satz 1 
SGB v sein; Personen die sich dort 
aufhalten, sollen nicht schlechter stehen 
als Menschen, die in ihrem eigenen 
Haushalt leben. Die leistungspflicht  
der Krankenkasse setzt ein, wenn und 
 soweit die Einrichtung nicht selbst 
 ver pflichtet ist, die Maßnahmen  
der medizinischen Behandlungspflege 
zu  gewähren, auf die die Betroffenen  
in der Einrichtung konkret angewiesen 
sind. 
 
Weitere Informationen unter: 
Bundessozialgericht: az.: B 3 KR 10/14 R 
und B 3 KR 11/14 R
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Wohnen 60 Plus 
Das Projekt „Wohnen 60 Plus“ gibt 
älteren wohnungslosen Menschen einen 
barrierefreien Mietraum, der nach 
 Bedarf ambulante Pflegeleistungen und 
hauswirtschaftliche Unterstützung 
 bietet. Zielgruppe sind wohnungslose 
Menschen, die einen festgestellten 
hauswirtschaftlichen und pflegerischen 
Unterstützungsbedarf aufweisen und 
nicht mehr dem arbeitsmarkt zur ver­
fügung stehen. Eine Pflegestufe ist nicht 
voraussetzung. Neben einzelnen appar­
tements steht ein Gemeinschaftswohn­
bereich zur verfügung, der den Mietern 
Raum für aktivitäten bietet. In diesem 
Rahmen können auch die Bewohnerinnen 
und Bewohner des Quartiers miteinbe­
zogen werden, um so die Integration 
des Wohnprojektes zu fördern. 
 Finanziert wird das Projekt über das 
Sozialamt der Stadt Münster, die Sozial­
arbeit anteilig durch einen städtischen 
Zuschuss, einen Zuschuss durch  
die Franz Bröcker Stiftung und aus 
 Eigenmitteln des Fördervereins für 
Wohnhilfen e. v.

Weitere Informationen unter:  
www.wohnhilfen­muenster.de
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Wie wohnungslose Menschen mit 
Grundpflege versorgt werden können 

voraussetzung für einen antrag auf 
Grundpflege nach der Pflegeversicherung 
ist eine ärztliche Diagnose, die den 
Pflegebedarf als unabwendbar und 
dringlich einstuft. Dieser Bedarf ist bei 
wohnungslosen Menschen nicht immer 
offensichtlich, da sie in der Regel jünger 
sind als Pflegebedürftige, die normaler­
weise Grundpflege beantragen. In ihrem 
Bestreben nach Unabhängigkeit vermit­
teln sie häufig das Bild, sie könnten  
sich noch selbst versorgen – auch wenn 
die Beobachtungen der Umwelt das 
Gegenteil aussagen. viele wohnungslose 
Patientinnen und Patienten erhalten 
dann keine oder eine zu niedrige Pflege­
stufe und somit keine Grundpflege. Rein 
physisch wäre ein teil der Betroffenen 
sicherlich in der lage, sich selbst zu 
pflegen, nicht aber psychisch. Es wäre 
daher sehr hilfreich, wenn bei der Ermitt­
lung des Pflegebedarfs die psychischen 
Erkrankungen – wie gesetzlich vor­
geschrieben – stärker berücksichtigt 
würden. 

– 
Fa l l B E I S P I E l  
Frau M. nutzt das angebot der öffentli­
chen Unterbringung seit elf Jahren.  
Seit 2007 nennt Frau M. die Notüber­
nachtung ihr Zuhause, jedes andere 
angebot ist ihr zu eng.

Sie ist 57 Jahre alt und wird zusehends 
schwächer. Die morgendliche Begrüßung 
ist ein kurzes Update im Stil des Small­
talks, weiter geht es nicht. 

Der gesundheitliche Zustand ist schwan­
kend. Die tägliche last, die für sie 
lebensnotwendigen Utensilien zu tragen, 
haben Spuren hinterlassen. Frau M. 
droht zu verwahrlosen: Die Kleidung  
ist in einem sehr schlechten Zustand,  
der wahrzunehmende Körpergeruch 
resultiert aus mangelnder Hygiene und 
unbehandelten Hauterkrankungen. 

Innerhalb eines halben Jahres ver­
schlechtert sich ihr allgemeinzustand 
zusehends. Jeden Morgen erklärt sie, 
heute gehe sie zu ihrer Ärztin, den Weg 
geht sie jedoch nie. Eine verlässliche 
hausärztliche versorgung nutzt Frau M. 
nicht. Sie fühlt sich durch eine solche 
anbindung verfolgt. Die bestehende 
rechtliche Betreuung kooperiert mit der 
Einrichtung, ohne die klare aufforderung 
von Frau M. sind aber auch ihr die 
Hände gebunden. Bei sehr starken 
Schmerzen nutzt Frau M. das angebot 
des hausärztlichen Notdienstes. Hier  
ist keine lange vordiagnostik gefordert,  
es werden nur die momentanen Be­
schwerden behandelt. Die verschriebenen 
Medikamente holt sich Frau M. ab und 
hortet diese. Folgeuntersuchungen lehnt 
sie vehement ab.  

Eine psychische Erkrankung wurde nie 
diagnostiziert, da sie nie fachärztlich 
untersucht wurde. Ihr lebensweg,  
ihre Ängste und ihr verhalten im alltägli­
chen Umgang aber lassen auf eine  
hohe seelische Belastung schließen. Wird 
sie mit dieser annahme konfrontiert,  
reagiert sie wütend und versteht die 
dahinter liegende Sorge nicht. Gespräche, 
Begleitungen (wenn diese eingerichtet 
werden können) oder ähnliches lehnt 
Frau M. grundsätzlich ab. 

Das einzige, was die Einrichtung bieten 
kann, ist ein Bett, wahrscheinlich bis  
zu ihrem letzten tag. 

 
Grundpflege 
 
 
 

„Das 

kann ich alles 

selbst!“  
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–  
Hausärztliche Schwerpunktpraxis 
Wohnungs­ und obdachlose Frauen und 
Männer, die medizinische Betreuung 
benötigen, können in den Schwer­
punktpraxen eine medizinische Grund­
versorgung erhalten. Die Praxen sind 
integriert in die Übernachtungsstätte 
Pik as in der Neustadt und in der Wohn­
unterkunft achterdwars in Bergedorf, 
eine dritte Praxis befindet sich am 
Johanniswall in der Nähe des Haupt­
bahnhofs. Hier werden hausärztliche 
Sprechstunden, an einem Standort 
zusätzlich eine psychiatrische Sprech­
stunde angeboten. alle dort tätigen 
sind niedergelassene Hausärztinnen 
und Hausärzte sowie Psychiaterinnen 
und Psychiater.

Die Schwerpunktpraxen sind ein Koope­
rationsprojekt der Kassenärztlichen 
vereinigung Hamburg, der Krankenkassen 
und der Behörde für arbeit, Soziales, 
Familie und Integration in Zusammen­
arbeit mit fördern und wohnen und dem 
Caritasverband für Hamburg e. v. 

Weitere Informationen zu  
den Schwerpunktpraxen unter:  
www.hamburg.de/obdachlosigkeit/ 
 4114052/schwerpunktpraxen­ 
wohnungslose
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–  
Eilantrag nach Aktenlage 
Soll ein Patient, eine Patientin aus  
einer akuten Situation heraus in ein 
Pflegeheim verlegt werden, so können 
die Übernachtungsstätten Pik as und  
FrauenZimmer sowie die Krankenstube 
einen Eilantrag nach aktenlage stellen. 
Das verfahren ist identisch mit dem 
verfahren für Kliniken oder Reha­ 
Einrichtungen. Um verzögerungen bei 
der verlegung in ein Pflegeheim oder 
eine Betreuung durch einen ambulanten 
Pflegedienst zu vermeiden, haben sich 
die landesverbände und Pflegekassen 
auf ein verfahren geeinigt, welches  
dem MDK ermöglicht, innerhalb eines 
Werktages eine Pflegestufe auch ohne 
persönliche Begutachtung des antrag­
stellers, der antragstellerin festzustellen.

Wichtig: Im antrag sollte deutlich  
werden, dass es sich bei dem Patienten, 
der Patientin um einen obdachlosen 
Menschen handelt, der im Pik as oder 
im FrauenZimmer untergebracht ist oder 
in der Krankenstube für Obdachlose 
behandelt wird.

Weitere Informationen über den  
Medizinischen Dienst der Krankenkassen 
unter: www.mdk.de

Kurzzeitpflege 
Eine Kurzzeitpflege kommt in Frage, 
wenn jemand im Sinne des Pflegever­
sicherungsrechtes unerwartet pflege­
bedürftig geworden ist, beispielsweise 
durch einen Sturz, der Knochenbrüche 
zur Folge hat. Kann die betroffene 
Person nach der Behandlung im Kranken­
haus oder in der Reha­Klinik nicht nach 
Hause entlassen werden, so bewilligt 
die Pflegekasse im Kalenderjahr bis zu 
vier Wochen Kurzzeit­Pflege in einer 
Wohn­ und Pflegeeinrichtung. 

www.bmg.bund.de/themen/pflege/
pflegebeduerftigkeit/ 
pflegebeduerftigkeit.html

www.bmg.bund.de/glossarbegriffe/k/
kurzzeitpflege.html
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Pflegezeit 
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Für den Aufbau einer tragfähigen  
Pflege-Beziehung brauchen  
beide Seiten Zeit 

Pflegekräfte sind im Nahbereich eines 
Menschen tätig. Pflege ist Beziehungs­
arbeit, eine bedarfsgerechte Pflege 
braucht Zeit, um sich gegenseitig kennen­
zulernen und vertrauen aufbauen zu 
können. Es wäre wünschenswert, wenn 
bei der Bewilligung der Pflegebedarfs­
minuten dieser wichtige Beziehungs­
aufbau berücksichtig werden könnte. 
Die Chance, dass die wohnungslose 
Patientin, der wohnungslose Patient 
mitwirkt, zu vereinbarten terminen 
erscheint und sich nicht gegen notwen­
dige Pflegemaßnahmen wehrt, sind 
umso höher, je vertrauensvoller die 
Beziehung zwischen beiden Seiten ist. 

– 
Fa l l B E I S P I E l 
Frau v. wird von Freunden zum Kranken­
mobil gebracht. Sie leidet akut an 
Schwindelanfällen, atemnot und dick 
angeschwollenen Beinen. Ihr ganzer 
Körper juckt und auf ihrer Haut  
sind diverse entzündete Stellen sichtbar. 
Ihre Freunde sind besorgt. Sie ist  
68 Jahre alt.  

Frau v. schildert, dass sie Platte mache 
und total erschöpft sei. In ein Kranken­
haus möchte sie nicht – davor hat sie 
große angst. Frau v. hat keinen Personal­
ausweis, keine Krankenversicherungs­
karte und kein Einkommen. Sie lebt 
schon seit vielen Jahren ohne eigene 
Wohnung. Sie kommt mal bei Bekannten 
unter, aber meist schläft Frau v. schutzlos 
auf der Straße. 

Das team des Krankenmobils findet  
den Zustand von Frau v. beunruhigend 
und verweist sie an die Krankenstube. 
Die Sozialarbeiterinnen und Sozialar­
beiter helfen bei der Beantragung neuer 
ausweispapiere und Dokumente. Nach 
intensiver Recherche kann ein Renten­
anspruch für Frau v. geltend gemacht 
und die aufnahme in die gesetzliche 
Krankenversicherung erreicht werden. 
Es wird eine gesetzliche Betreuung 
sowie die Eingruppierung in eine Pflege­
stufe angeregt. Der Medizinische Dienst 
der Krankenkassen stimmt innerhalb 
von 24 Stunden einer vorläufigen  
Pflegestufe 1 zu.

Frau v. will nicht mehr auf die Straße 
zurück. In der Sozialvisite berät das 
team der Krankenstube, welche Unter­
bringungs­ bzw. Wohnform für Frau v. 
geeignet sein könnte und vereinbart im 
Einvernehmen mit ihr ein Probewohnen 
in einer Kurzzeitpflege­Einrichtung.  
Dort bezieht Frau v. ein Einzelzimmer  
im Erdgeschoss, so dass sie das Haus  
für kleinere Erledigungen verlassen  
und so weiterhin ein selbstbestimmtes 
leben führen kann.

Dennoch hat Frau v. anfangs große 
Schwierigkeiten, sich anzupassen.  
Im ersten halben Jahr verweigert sie  
häufig die Grund­ und Behandlungspflege,  
sie zur Einnahme der verordneten  
Medikamente zu bewegen, stellt die 
Beschäftigten immer wieder vor große 
Herausforderungen. 

Es dauert fast zwei Jahre bis Frau v.  
die vollständige Unterstützung bei der 
Grund­ und Behandlungspflege annehmen 
und ihre Mahlzeiten im Gemeinschafts­
raum einnehmen kann.

Wenn Frau v. auf ihr altes leben auf  
der Platte angesprochen wird, erinnert 
sie sich nicht mehr.
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–  
Krankenstube für Obdachlose 
Mitten im Herzen von St. Pauli, in den 
Räumlichkeiten des ehemaligen Hafen­
krankenhauses, befindet sich seit 1999 
die Krankenstube für Obdachlose.  
Hier erhalten obdachlose Menschen 
medizinische Hilfen mit dem Ziel der 
gesundheitlichen Stabilisierung. Gerade 
für pflegebedürftige Obdachlose, die 
nach einem aufenthalt im Krankenhaus  
wieder auf die Straße müssten, ist die 
Krankenstube ein Ort um weiter genesen 
zu können. Ein teil der Menschen wird 
über das Krankenmobil direkt von der 
Straße in die Krankenstube vermittelt. 
Der Bedarf ist groß, die 14 regulären 
und 2 Notbetten sind daher fast immer 
ausgelastet. Rund um die Uhr erhalten 
die Patienten Pflege und Unterstützung 
von professionellen Pflegekräften.  
Ein niedergelassener arzt aus St. Pauli 
bietet einmal wöchentlich visite direkt 
in der Krankenstube an. 

Beratung und Unterstützung erhalten 
die Patientinnen und Patienten durch 
einen Sozialarbeiter. Dieser hilft bei  
der Beschaffung verloren gegangener 
Papiere, begleitet zu terminen zur 
Klärung von ansprüchen bei Behörden 
und Krankenkassen. Die Rückkehr auf 
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die Straße zu verhindern, indem ein 
Platz in einer Unterbringung, einer 
Pflegeeinrichtung oder sogar eine eigene 
Wohnung gefunden werden kann, ist 
das zentrale Ziel der Hilfe. 

Weitere Informationen  
über die Krankenstube unter:  
www.caritas­hamburg.de

 
Pflege für alkoholkranke Wohnungslose  
In der Pflegeeinrichtung PFlEGEN & 
WOHNEN ÖJENDORF dürfen alkohol­
kranke Menschen weiter trinken: Sie  
ist damit hamburgweit die einzige statio­
näre Einrichtung, in der der verzicht  
auf alkohol bzw. ein kontrollierter  
Konsum von alkohol keine vorausset­
zung für den aufenthalt ist. Die Einrich­
tung bietet rund 130 alkoholkranken  
Menschen Pflege, Hilfe und soziale 
Betreuung, 70 Plätze ermöglichen Sozial­
therapeutisches arbeiten mit mehrfach 
geschädigten abhängigkeitskranken 
(SaMGa). 

Weitere Informationen  
über PFlEGEN & WOHNEN ÖJENDORF 
unter: www.pflegenundwohnen.de/
standorte/öjendorf
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Die Münze – Wohnprojekt für psychisch 
erkrankte wohnungslose Menschen 
Die Münze ist ein betreutes Wohnprojekt, 
das psychisch erkrankten, wohnungs­
losen Menschen Unterstützung bietet. 
Das Problem der Wohnungslosigkeit 
wird vorrangig und – nach Kostenüber­
nahme durch das Grundsicherungsamt 
bzw. durch das Jobcenter – möglichst 
niedrigschwellig gelöst. Die Bereit­
stellung eines festen appartements mit 
unbefristetem Mietvertrag bewirkt bei 
den meisten Bewohnerinnen und  
Bewohnern bereits eine psychosoziale 
Stabilisierung, die als positive verände­
rung ihres lebens empfunden wird.  
Die Einrichtung im Stadtteil Hammer­
brook bietet Männern und Frauen 
Einzel appartements mit eigenem Bad 
sowie Gemeinschaftsküchen. Parallel 
zum Wohnangebot mit regelmäßigen 
betreuenden vermietersprechstunden 
kann von den Bewohnerinnen und 
 Bewohnern die ambulante Einzelbetreu­
ung der Rautenberggesellschaft in 
 anspruch genommen werden.  

Weitere Informationen über die Münze 
unter: www.hoffnungsorte­hamburg.de

Sachsenwaldau – ein Angebot  
für Frauen und Männer mit einer 
 langjährigen Abhängigkeit von Alkohol, 
Drogen und Medikamenten 
Sachsenwaldau ist eine Einrichtung von 
fördern und wohnen. Sie bietet ein 
sozialtherapeutisches angebot für Frauen 
und Männer, die langjährig suchtab­
hängig sind, suchtmittelfrei leben wollen 
und sich Grundlagen für ein zufriedenes, 
abstinentes leben erarbeiten möchten. 
Die Maßnahme beinhaltet eine indivi­
duelle bedarfsgerechte Begleitung und 
eine alltagsorientierte Unterstützung.

Weitere Informationen  
über die Einrichtung Sachsenwaldau 
unter: www.foerdernundwohnen.de

– 
Altenheim für chronisch suchtkranke 
Menschen 
Da altenheime auf die Bedarfe von 
alternden chronifiziert drogenabhängigen 
Menschen nicht eingestellt sind, wurde 
2005 in Unna eine stationäre Einrich­
tung der Wiedereingliederungshilfe  
(im Rahmen des SGB xII § 53) als Dau­
erwohneinrichtung speziell für diese 
Gruppe eröffnet: Das angebot DaWO  
(Dauerwohneinrichtung) wendet sich an 
mehrfach schwerstgeschädigte erkrankte 
und alternde, chronisch drogenabhängige 
Menschen, die nicht mehr in der lage 
sind eine verselbständigung zu erreichen, 
die es ihnen ermöglicht, mit dem Hilfe­
angebot „ambulantes Betreutes Woh­
nen“ selbstbestimmt und selbständig 
leben zu können. Das DaWO bietet 14 
Frauen und Männern einen lebensraum; 
sie  können hier bis zur letzten lebens­
phase  bleiben (ausnahme: intensiver 
Pflegebedarf).

Das DaWO ist ein angebot des Projekts 
lÜSa (langzeitÜberbrückungs und 
Stützungsangebot). Das Projekt lÜSa ist 
eine Einrichtung des vereins zur Förde­
rung der Wiedereingliederung Drogen­
abhängiger e. v. (vFWD e. v.) Unna.

Weitere Informationen  
über das DaWO unter: www.luesa.de

:                   a
U

C
H

 G
U

t
 Z

U
 W

IS
S

E
N

!



 
19

 
Neue Pflege   
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Wie sich Pflegeeinrichtungen für  
obdachlose Menschen öffnen können 

Sobald die Grundpflege einschließlich 
niedriger Pflegestufe bewilligt ist,  
muss eine stationäre Pflegeeinrichtung  
gefunden werden. Manche Häuser  
betrachten wohnungslose pflegebedürf­
tige Menschen trotz des möglicherweise 
höheren arbeitsaufwandes als Gewinn 
für ihre Bewohnerschaft. Sie sind in  
der Regel jünger, haben ein nicht alltäg­
liches leben gelebt und können auf 
einen großen Erfahrungsschatz zurück­
blicken. Sie sind im positiven Sinne 
„anders“. Zwar kann ihr „anderssein“ 
bedeuten, dass beispielsweise ein  
Personenfeststellungsverfahren oder  
ein gesetzliches Betreuungsverfahren 
eingeleitet werden oder das Pflegeheim 
zunächst finanziell in vorleistung gehen 
muss. Eine unterstützende Unternehmens­
kultur hilft aber über diese Hürden 
hinweg.  

– 
Fa l l B E I S P I E l 
Man kennt B. nur beim vornamen. Er ist 
jung, erst 27 Jahre. In seiner Kindheit 
hatte er einen Unfall, in dessen Folge er 
einen Hirnschaden erlitt. Sein geistiges 
Niveau ist das eines 12­Jährigen. Seine 
körperliche Behinderung bindet ihn an 
einen Rollstuhl, er leidet an einer Stuhl­ 
und Harninkontinenz. Er ist drogen­
abhängig und lebt seit zehn Jahren auf 
der Straße. 

am Hauptbahnhof, in der Drogenambulanz 
und der Notaufnahme des Krankenhauses 
ist er bekannt wie ein bunter Hund.  
Immer wieder verkauft er seinen Roll­
stuhl und seine wenigen Habseligkeiten. 
Sozial arbeiterinnen und Sozialarbeiter 
in allen Institutionen und auf der Straße 
gelingt es nur bedingt, eine Beziehung 
zu ihm aufzubauen. So nimmt B. zwar 
inzwischen am Substitutionsprogramm 
teil, betreibt jedoch Beikonsum – was 
immer wieder zu Einweisungen in die 
Notaufnahme führt. auch der gesetzliche 
Betreuer bekommt keinen verbindlichen 
Kontakt. B. entwischt einfach immer 
wieder. 

B. hat infizierte offene Wunden an den 
Beinen und verbringt deshalb mehr als 
eine Woche im Krankenhaus. Diesmal 
ist B. zugänglicher. Der Sozialarbeiterin 
gelingt es, durch tägliche Besuche und 
ruhige Gespräche in einfacher Sprache 
mit ihm eine Perspektive für die nächste 
Zukunft zu entwickeln. Klar ist: B. 
braucht dringend Pflege. Er kotet und 
nässt sich ein, die Wunden verschmutzen 
und infizieren sich. Er braucht Methadon, 
eine barrierefreie, sichere Umgebung 
und saubere Kleidung. außerdem braucht 
er eine Beschäftigung. Fernsehen zu 
können ist ihm wichtig. Wenn er fernsehen 
kann, wird er ruhig. B. kann sich eine 
Unterkunft vorstellen, die einen Fernseher 
für ihn hat und kein altenheim ist.  
Die Krankenhausmitarbeitenden denken: 
eine Einrichtung, die umfänglich Grund­ 
und Behandlungspflege leistet für einen 
Patienten mit Pflegstufe II – das sollte 
doch kein Problem sein. 

Die Sozialarbeiterin macht sich für ihn 
auf die Suche nach einem Heimplatz. 
auch Wohngemeinschaften, betreutes 
Wohnen, öffentliche Unterkünfte – alles 
wird angefragt. Die Kolleginnen und 
Kollegen des Pflegestützpunktes und 
der Drogenberatungsstellen helfen mit. 
aber B. fällt immer aus dem Rahmen,  
er passt in kein Konzept: zu jung für das 
Pflegeheim, zu pflegedürftig für die 
Wohngemeinschaft. Schnell eine substi­
tutionsärztliche versorgung zu finden, 
macht die aufgabe noch schwieriger. 
Zudem braucht B. besondere ansprache  
und ein Haus mit viel toleranz für  
Individualisten. 

vier tage und rund dreißig anfragen 
später findet sich eine Pflegeinrichtung, 
die sich der Herausforderung stellt.  
Ein konventionell geführtes Haus eines 
kirchlichen trägers. Die Heimleitung 
kommt B. im Krankenhaus besuchen.  
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B. versteht nicht, was sie meint, wenn  
sie von „zielgruppengerechter ergono­
mischer ausstattung“ spricht.  
Er fragt, ob er fernsehen darf und will 
es versuchen. Das Heim kennt sich nicht 
aus mit Menschen wie ihm, aber die 
Finanzierung ist sicher und auch sie 
wollen es versuchen.

Seit einigen Monaten wohnt B. im Pflege­
heim. Wenn man ihn jetzt am Haupt­
bahnhof trifft, hat er gegessen, seine 
Beine sind verbunden, er trägt eine 
Schutzhose, saubere Kleidung und 
manchmal sogar Schuhe. Er erzählt, man 
lasse ihn ausschlafen. Er müsse nichts mit 
den anderen machen. Spät abends fahre 
er mit dem Zug zurück zum Schlafen.  
Fast immer.

– 
 „Ja, Herr K. kann zu uns kommen!“  
– Wie ein stationäres Pflegeheim  
sich für die Pflege obdachloser  
Menschen fit machte  
Der artikel einer Stadtmission in den 
Kieler Nachrichten ließ die Beschäftigten 
der stationären Pflegeeinrichtung  
„Domizil zum Husaren“ der Hamburger 
Senioren Domizile nachdenklich  
werden: „Das Methadon­Programm 
kommt in die Jahre – die Betroffenen 
auch“.  
Die Einrichtung hatte bereits in den 
zurückliegenden Jahren einzelne jüngere 
Bewohner mit dieser Problematik und 
ihren Folgeerkrankungen aufgenommen. 
auch lebten bereits mehrfach pflege­
bedürftige Menschen unterschiedlichen 
alters aus zum teil desolaten oder  
nicht vorhandenen Wohnverhältnissen 
im Haus. als die Belegschaft 2013 sich 
jedoch öffentlich dazu bekannte, sich 
dieser Herausforderung zu stellen,  
begannen die vorausgesehenen Probleme: 
Es kamen Menschen mit anderen „Ecken 
und Kanten“ als die Beschäftigten es 
bisher gewohnt waren. Und es waren 
viele.

Der Weg bis alles geklärt ist, ist für die 
künftigen Bewohnerinnen und Bewohner 
lang, für ein alten­ und Pflegeheim  
noch länger. leitung und Beschäftigte 
mussten sich beispielsweise mit neuen 
Krankheitsbildern und der angst vor 
sozialen auffälligkeiten auseinander­
setzen, sie mussten das Zusammenleben 
von alt und Jung neu organisieren  
und bürokratische Hürden aus unklarer 
Finanzierung, unklarer Kranken­ und 
Pflegeversicherung oder nicht vorhan­
denen Papieren überwinden: 
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Neue Krankheitsbilder 
Für die Beschäftigten fanden Schulungen 
und Fortbildungen zu den neuen Krank­
heitsbildern und der umfangreicheren 
Wundversorgung statt. Das team wurde 
durch einen Sozialarbeiter verstärkt,  
der den hohen sozialrechtlichen Klärungs­
bedarf für die neuen Bewohnerinnen 
und Bewohner übernahm: die Feststel­
lung der Zuständigkeiten, Recherche 
nach fehlenden Unterlagen und Doku­
menten, Klärung von Kranken­ und 
Pflegeversicherung etc.

teamentwicklung 
Die Beschäftigten aus Pflege, Hauswirt­
schaft und Sozialer Betreuung hatten 
und haben unterschiedliche ansichten 
und Erfahrungen. Es gab Berührungs­
ängste, auch vorurteile. Das  
ist normal – und eine große Herausfor­
derung und Chance zugleich: Das  
Zusammenwachsen zu einem team mit 
einheitlicher Konzeption ist ein Prozess 
von mehreren Jahren.

Neue Kommunikations­ und  
angebotskultur 
Die Kommunikation mit den neuen  
Bewohnerinnen und Bewohnern muss 
klar und eindeutig sein. Ihr Hilfebedarf 
und die alltagsbegleitung unterscheiden 
sich von denen anderer Heimbewoh­
nerinnen und ­bewohner, da sie häufig 
jünger und mobiler sind. Die Begleitung 
zu Ämtern und Behörden sowie Hilfe­
stellungen beim Besuch von an­  
und Zugehörigen oder veranstaltungen 
sind notwendig und mittlerweile 
selbstverständlich. 

Miteinander von alt und Jung 
Das Miteinander der unterschiedlichen 
Bewohnerinnen und Bewohner im Hause 
ist manchmal nicht einfach. Es bedarf 
gegenseitiger achtung und Rücksicht­
nahme. In der Einrichtung wurde ein 
„Patenprojekt“ für alt und Jung gegründet. 

Netzwerk notwendig 
Die Einrichtung konnte Kooperations­
partnerinnen und ­partner in der  
verwaltung, der Ärzteschaft und in 
apotheken finden, die die spezifischen 
Hilfebedarfe der Bewohnergruppe  
erfüllen. Ohne diese Unterstützung ist 
aus Sicht der Einrichtung das angebot 
„Junge Pflege“ nicht möglich.
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Unklare Finanzierung 
Da sich die Klärung der sozialen Siche­
rung und damit die Zahlung der Heim­
kosten manchmal über Monate hinziehen 
können, ist es absolut notwendig, dass 
träger und Geschäftsführung hinter  
dem Konzept „Junge Pflege“ stehen. Das 
gilt umso mehr, als dass die Wirtschaft­
lichkeit eines solchen Konzeptwandels 
nicht sicher vorhergesagt werden kann.

Weitere Informationen  
über das Konzept „Junge Pflege“  
im Domizil zum Husaren unter:  
www.hamburger­senioren­domizile.de

– 
Pflege für Wohnungslose –  
Empfehlungen der Stadt Hamburg  
„Die Behörde für arbeit, Soziales, Familie 
und Integration hat ein Gesamtkonzept 
der Wohnungslosenhilfe in Hamburg 
erstellt. Gemäß diesem Konzept sollen 
künftig im Rahmen der öffentlich recht­
lichen Unterbringung bei f & w soge­
nannte lebensplätze für alleinstehende 
Menschen in dafür geeigneten Rahmen­
bedingungen geschaffen werden. Dabei 
soll es vorwiegend ältere oder erheblich 
vorgealterte Menschen betreffen, die 
aus gesundheitlichen (psychischen wie 
physischen) bzw. aus anderen sozialen 
Gründen heraus dauerhaft keine  
Möglichkeit der (Re­)Integration in Wohn­
raum herstellen können oder wollen. 
Dafür sollen geeignete Standorte der 
öffentlichen Unterbringung ausgesucht 
werden, in denen neben günstigen 
Rahmenbedingungen (z. B. der 
Zusammen arbeit mit ambulanten Pflege­
diensten) gegebenenfalls auch Einzel­
zimmerunterbringungen realisiert wer­
den können.  
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Perspektivisch sollten diese Plätze,  
z. B. über Umwandlungen der Unterkünfte 
in Wohnraum, den Menschen einen 
dauerhaften Wohnort bieten. Es wird 
dazugehören, unter Zuhilfenahme von 
ambulanten Diensten (Pflegediensten, 
Diensten der Behindertenhilfe etc.)  
über die notwendige medizinische, 
pflegerische und integrative versorgung 
den Bedarfen der Menschen gerecht  
zu werden. Dabei handelt es sich nicht 
um Menschen, die stationärer Pflege­
leistungen bedürfen. (…) Zusammen­
fassend ist festzuhalten, dass die laufen­
den Planungen darauf gerichtet sind, 
das verfahren zur Feststellung der Pflege­
bedürftigkeit zu verbessern, die Hilfe­
angebote gestuft an die individuellen 
Hilfebedarfe anzupassen, und mit fachlich 
engagierten trägern für den Personen­
kreis der stationär pflegebedürftigen 
Wohnungslosen geeignete angebote 
nach den oben genannten Kriterien zu 
entwickeln und zu realisieren.“ 
(Quelle: Drucksache 20/2170)  

Die Einrichtung der beschriebenen 
lebensplätze befindet sich in der  
Entwicklungsphase. 

 
– 
Neue Angebote in Hamburg in Planung

Wohnpflegeeinrichtung  
des Diakonischen Werks 
Das Diakonische Werk Hamburg plant 
eine Wohnpflegeeinrichtung für pflege­
bedürftige wohnungslose Menschen.  
Sie soll speziell auf die lebenslage und 
Bedürfnisse dieser Zielgruppe ausge­
richtet sein. Die Einrichtung richtet sich 
an Personen, die direkt auf der Straße 
leben oder in der öffentlichen Unter­
bringung untergebracht sind. Geplant ist 
eine Einrichtung für dreißig Menschen, 
die in drei Gruppen leben sollen. 

Die Bewohnerinnen und Bewohner 
leben in Einzelzimmern mit Küchen­
bereich und Bad. Es wird Gemein­
schafträume für die Bewohnerschaft 
und das Personal geben. Neben der 
pflegerischen Betreuung werden die 
Menschen auch sozialpädagogisch  
begleitet. Die Einrichtung wird die  
vorgaben des Hamburgischen Wohn­ 
und Betreuungsqualitätsgesetz erfüllen 
und damit barrierefrei und in teilen 
rollstuhlgerecht sein. Da die zukünftigen 
Bewohnerinnen und Bewohner im 
Durchschnitt deutlich jünger und mobiler 
sein werden als herkömmliche Pflege­
heimbewohner, sollte die Einrichtung 
zentral im städtischen Bereich liegen: 

mit Zugang zu Naherholungsgebieten, 
Einkaufsmöglichkeiten, öffentlichen 
Einrichtungen und einer anbindung an 
den öffentlichen Nahverkehr.

Zurzeit führt das Diakonische Werk 
Gespräche mit der Behörde für Gesundheit 
und verbraucherschutz sowie der Be hörde 
für arbeit, Soziales, Familie und Integra­
tion, um das Projekt schnellstmöglich 
umzusetzen. Ein geeignetes Grundstück 
bzw. Gebäude wird noch gesucht. 

Das Hartwig-Hesse-Quartier 
Die Servicewohnanlage „Hartwig Hesse�s 
Witwen­Stift“ in Hamburg St. Georg  
wird im Rahmen der Umsetzung eines 
neuen inhaltlichen und architektoni­
schen Konzepts ersetzt. Zum Ende 2017/
anfang 2018 soll hier das „Hartwig­
Hesse­Quartier“ mit einer Wohn­/Nutz­
fläche von über 8.000 qm entstehen. 
Hier entsteht ein integratives Quartier 
für den Stadtteil, neben einer Service­
wohnanlage für Senioren (90 % öffentlich 
gefördert), einer Senioren­WG, einer 
Baugemeinschaft für Familien, einer 
Kindertagesstätte wird hier auch eine 
Wohn­Pflege­Gemeinschaft für 10  
Menschen mit Demenz und Wohnraum 
für pflegebedürftige ehemalige Obdach­
lose angeboten. Neben barrierefreien 
Gemeinschaftsräumen werden die Bewoh­
nerinnen und Bewohner auch auf  
ergänzende angebote wie ein Café, Fuß­
pflege oder Physiotherapie zurückgreifen 
können. 

Weitere Informationen  
über das Hartwig­Hesse­Quartier unter: 
www.hartwig­hesse­stiftung.de

– 
Haus St. Benno 
Das Haus St. Benno steht unter der 
trägerschaft des Katholischen Männer­
fürsorgevereins München e. v. und ist 
eine Einrichtung nach § 53 SGB xII. 
Zielgruppe sind Menschen mit psychiat­
risch nachgewiesener Diagnose, die 
auch die Suchterkrankung beinhaltet. 
Im Haus St. Benno leben derzeit 57 
Menschen. Es ist behindertengerecht 
gebaut und eingerichtet. Ein team von 
Sozialpädagogen, Pflegekräften und 
einer Kunsttherapeutin sorgen für eine 
individuelle und umfassende psychoso­
ziale und pflegerische Betreuung, die 
speziell auf die Zielgruppe mit ihren 
sozialen, seelischen und körperlichen 
Beeinträchtigungen in einem wesentlich 
niedrigeren lebensalter ausgerichtet ist.

Weitere Informationen über das Haus 
St. Benno unter: www.kmfv.de
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Unklarer 
versicherungs­ 
status  
 
 
 

 Was 

tun, wenn alle 
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Die Anzahl der Menschen ohne  
geklärten Versicherungsstatus wächst 

Der Pflegebedarf ist da, aber es gibt  
keine Krankenversicherung. Dokumente 
und Papiere fehlen, manchmal auch die 
Erinnerung. lücken und Brüche im  
lebenslauf sind schwer zu schließen. 
Ohne versicherung aber wird die  
Inanspruchnahme eines Pflegedienstes 
oder einer Pflegeeinrichtung fast zur 
Unmöglichkeit. 

– 
Fa l l B E I S P I E l  
Herr S. ist 38 Jahre alt, slowenischer 
abstammung und spricht kein Deutsch.

Bei einem Unfall, bei dem er stark  
alkoholisiert in einen PKW gerannt war, 
zieht er sich mehrere Knochenbrüche 
zu. Diese werden im Rahmen der Nothilfe 
im Krankenhaus chirurgisch versorgt. 
Eine Krankenversicherung kann Herr S. 
weder in Deutschland noch in Slowenien 
angeben. 
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Schon ganz zu Beginn seines aufenthaltes 
im Krankenhaus wird klar, dass eine 
Suchterkrankung vorliegt. Bei der Erhe­
bung der Sozialanamnese, bei der der 
hausinterne Dolmetscher hilft, gibt  
er an, in Deutschland zu sein, um arbeit  
zu finden. Er schlage sich als schwarzar­
beitender tagelöhner durch. Er sei  
drogenabhängig gewesen und nehme 
nun ein Substitut ein, das er sich 
selbst „beschaffe“. Er sei ohne festen 
Wohnsitz und lebe auf der Straße.  

In den nächsten tagen zeigt sich eine 
akute Psychose mit Eigengefährdung, 
worauf Herr S. vorübergehend in eine 
psychiatrische Klinik verlegt wird. 

Nach seiner Rückkehr in das Kranken­
haus wird er weiterhin substituiert. 
Wegen eingeschränkter Mitwirkung 
muss er mit einem externen Fixateur 
versorgt werden, damit der Unterschen­
kelbruch heilen kann. Damit ist er für 
mindestens sechs Wochen an den Roll­
stuhl gebunden, danach soll das Material 
entfernt werden. 

Eine Krankenhaus­Behandlungsbedürf­
tigkeit ist nach vier Wochen nicht mehr 
gegeben, die mittlere verweildauer  
in dieser Fallpauschale ist lange erreicht. 
Das Bett wird gebraucht. Bei immer 
noch unklarem Kostenträger ist an eine 
Deckung der Behandlungskosten schon 
lange nicht mehr zu denken. 

Nun muss der Sozialdienst im Kranken­
haus eine adäquate lösung zur nach­
stationären Weiterbehandlung mit  
dem Patienten entwickeln. Es gilt, die 
Behandlungspflege für den Fixateur und 
die Grundpflege für Herrn S. sicherzu­
stellen sowie ihn in ein Substitutions­
programm einzugliedern. Eine Umgebung, 
in der Fachkräfte im Umgang mit  
psychiatrischen Erkrankungen geschult 
sind und keine Berührungsängste haben, 
muss gefunden werden. Der Patient zeigt 
sich nunmehr kooperativ und einsichtig. 

Dieser Prozess zieht sich zu lasten  
des Krankenhauses sehr in die länge.  
In der Krankenstube für Obdachlose,  
in der Herr S. bereits betreut wurde,  
hat er wegen Missachtung der Hausregeln 
Hausverbot erhalten. Eine anbindung 
an die Drogenambulanz für die ausgabe 

des Substituts scheitert am fehlenden 
versicherungsschutz. Herr S. müsste in 
vorleistung gehen, besitzt aber keinen 
Cent. Eine Heimpflegebedürftigkeit 
müsste beantragt werden aber solange 
möglicherweise noch versicherungs­
schutz im Heimatland besteht, lehnt  
das Sozialamt die Zuständigkeit ab. 

all diese Schwierigkeiten führen dazu, 
dass Herr S. fast drei Monate im Kranken­
haus verbleibt. Schließlich wird er  
von einem Pflegeheim aufgenommen,  
das mit Hilfe seines Sozialarbeiters die 
Situation von Herrn S. klären will.  
Der Fixateur kann später entfernt werden. 
Dem Pflegeheim gelingt es, eine Ärztin 
und eine apotheke dafür zu gewinnen, 
die Substitution auch ohne sicheren 
Kostenträger zu gewährleisten.

Sechs Monate nach seiner Erstaufnahme 
im Krankenhaus wurde Herr S. von einer 
Krankenversicherung aufgenommen.  
Er konnte aus dem Pflegeheim entlassen 
werden und wird nunmehr vom dortigen 
Sozialarbeiter soweit begleitet, dass 
eine Unterkunft und weitere medizinische 
ambulante versorgung, z. B. in der  
psychiatrischen Schwerpunktpraxis, 
gesichert ist. 

– 
Fachstelle für EU-Bürgerinnen  
und Bürger aus Osteuropa 
aufgabe der Beratungsstelle „Zuwande­
rung Osteuropa“ der Diakonie Hamburg 
ist die Unterstützung von Menschen  
aus den östlichen EU­Staaten, die in 
Hamburg ihren lebensmittelpunkt  
haben und sich in schwierigen lebens­
situationen befinden. Neben der Erar­
beitung von Perspektiven geht es auch 
um Fragen der Existenzsicherung.  
Hierzu zählen insbesondere die Bereiche 
Wohnen, Gesundheitsversorgung, arbeit 
und soziale Sicherung, Integration und 
Krankenversicherungsschutz. 

Das angebot umfasst: Perspektiv­
beratung, Beratung und Unterstützung 
bei der Klärung von Rechtsansprüchen, 
insbesondere im Bereich SGB xII und 
SGB II, Hilfe bei der Beantragung von 
Sozialleistungen, Klärung der ansprüche 
auf Mitgliedschaft in einer gesetzlichen 
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oder privaten Krankenversicherung, 
Unterstützung bei der akuten Kranken­
versorgung, bei der vermittlung eines 
Sprach­/Integrationskurses und Hilfen 
zur Existenzsicherung. Die Fachstelle ist 
in der trägerschaft des Diakonischen 
Werks Hamburg.

Weitere Informationen über  
die Fachstelle für EU­Bürgerinnen und 
Bürger unter: www.diakonie­hamburg.de

Clearingstelle zur medizinischen  
Versorgung von Ausländern 
Die Clearingstelle zur medizinischen 
versorgung von ausländerinnen und 
ausländern im Flüchtlingszentrum  
Hamburg unterstützt Menschen ohne 
aufenthaltstitel, die in Hamburg leben, 
Zugang zu medizinischer versorgung  
zu erhalten. Zu den angeboten zählt die 
Beratung zum aufenthaltsstatus, zum 
Sozialleistungssystem und zum Kran­
kenversicherungsschutz. Wenn kein 
Krankenversicherungsschutz besteht 
oder hergestellt werden kann, verweist 
die Einrichtung an ärztliche Praxen, 
deren Behandlungskosten gegebenenfalls 
aus einem dafür eingerichteten Notfall­
fonds honoriert werden. auch EU­ 
Bürgerinnen und ­Bürger ohne Kranken­
versicherung können sich an die Clearing­
stelle wenden und werden an Koope­
rationspartnerinnen und ­partner 
vermittelt, die sie bei der aufnahme  

in die Krankenkasse unterstützen. liegt 
ein unabweisbarer medizinischer Bedarf 
vor, besteht die Möglichkeit eines  
antrags auf vorläufige leistungen beim 
zuständigen Grundsicherungsamt.

Seit Juli 2015 ist die Clearingstelle  
um ein mobiles angebot erweitert. 

Weitere Informationen über die  
Clearingstelle unter: www.fz­hh.de

plata – Hilfe für EU-Bürger  
aus Südosteuropa  
Das Projekt plata der Stadtmission 
Hamburg ist ein niedrigschwelliges 
angebot für obdachlose Menschen aus 
Osteuropa. Ziel des Projektes ist es, die 
auswirkungen von sozialer, psychischer 
und physischer verelendung aufzu­
halten oder abzuschwächen und die 
Menschen in das deutsche Hilfesystem 
zu integrieren. Das Projekt berät  
ebenfalls Menschen, die in ihre Heimat­
länder zurückkehren möchten. Dazu 
unterstützt plata die Rückkehrwilligen 
bei der vorbereitung, Umsetzung und 
Inanspruchnahme der Hilfesysteme  
im Heimatland. Die plata Beschäftigten 
sprechen polnisch, bulgarisch, rumänisch, 
russisch, tschechisch, slowakisch,  
englisch und italienisch.

Weitere Informationen über Projekt plata 
unter: www.hoffnungsorte­hamburg.de
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Ihnen stehen die gleichen palliativen 
Versorgungsangebote zu wie anderen 
Menschen  

auch wohnungslose Menschen müssen 
sterben. In den Einrichtungen der  
Wohnungslosenhilfe ist es nicht immer 
leicht, diese letzte Zeit würdevoll und 
so wie die Betroffenen es sich wünschen 
zu gestalten. Es herrschen besondere  
lebensbedingungen in den Wohnunter­
künften: die Bewohnerinnen und  
Bewohner leben in Mehrbettzimmern und 
nutzen sanitäre Gemeinschaftseinrich­
tungen, sie sind in einer schlechten  
bis sehr schlechten körperlichen und 
seelischen verfassung. vereinzelt wer­
den die Einrichtungen von einer ambu­
lanten Sterbebegleitung unterstützt. 
Damit ein würdevolles Sterben in den 
Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe 
möglich wird, müssen die strukturellen 
Rahmenbe dingungen so verändert wer­
den, dass Menschen begleitet werden 
und sich die Einrichtungen mit anderen 
Diensten vernetzen können.

– 
Fa l l B E I S P I E l  
Ein Jahr habe ich Paul, 65 Jahre, begleitet. 
Er lebte in einem Zimmer in einer Wohn­
unterkunft, das er sich mit einem anderen 
Mann teilte. Paul hatte Zungenkrebs. 
Durch die Operation konnte man ihn 

beim Sprechen nicht mehr so gut ver­
stehen. Er ernährte sich über flüssige 
Nahrung, da er feste Nahrung nicht 
mehr zu sich nehmen konnte. 

Der Kontakt zum Hospizverein kam  
über eine Mitarbeiterin der Sozialpäda­
gogischen Einzelfallhilfe (SPEH) zustande, 
die Paul in der Unterkunft betreute.  
Ich lernte Paul im Krankenhaus nach 
seiner Operation kennen. Die Mitarbei­
terin, die ihn einige Male dort besucht 
hatte, stellte fest, dass Paul viele Fragen 
zu seinem jetzigen Gesundheitszustand 
und der lebensbedrohlichen Krankheit 
hatte und sie nicht genug Zeit hatte, mit 
ihm diese Fragen zu besprechen.

Paul gab seine Zustimmung, von mir 
besucht zu werden. Wir fanden uns  
sympathisch und so kam es zu regelmä­
ßigen Besuchen und vielen Gesprächen 
über seine Gedanken zum tod, seinen 
lebensrückblick und was zukünftig sein 
wird. Wir haben auch viel darüber  
gesprochen, wie einschränkend es ist, 
nichts mehr essen zu können. Paul  
hat sehr darunter gelitten. Ich besuchte 
ihn im Pflegeheim, in dem er nach dem 
Krankenhausaufenthalt für mehrere 
Wochen lebte. Da er schlecht sprechen 
konnte und mittlerweile über die  
Magensonde ernährt wurde, hatte er nur 
wenig Kontakt zu anderen Bewohnern 
und Bewohnerinnen.

Mit Unterstützung eines Pflegedienstes 
konnte er dann wieder zurück in sein 
Zimmer in die Wohnunterkunft. Das war 
sein größter Wunsch gewesen. auch 
dort besuchte ich ihn regelmäßig. als 
sich sein Gesundheitszustand verschlech­
terte, bat er mich von weiteren Besu­
chen abzusehen. Ich sollte seine zuneh­
mende körperliche Schwäche nicht 
miterleben.

So erfuhr ich erst recht spät, dass er 
immer wieder im Krankenhaus lag. Ich 
nahm abermals Kontakt mit ihm auf. 
Nach einem Besuch, mir kam es vor wie 
eine verabschiedung, ist Paul dort  
gestorben.

Paul wurde begleitet vom ambulanten 
Hospizdienst OMEGa – Mit dem  Sterben 
leben e. v. aus Hamburg.

Weitere Informationen über  
OMEGa – Mit dem Sterben leben e. v. 
unter: www.omega­ev.de 
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– 
Fa l l B E I S P I E l  
Wolfgang macht sich Sorgen, ob er es 
bei uns aushalten kann. Er sagt, er 
brauche Freiraum. Seine Zimmertür und 
sein Fenster sollen immer geöffnet sein, 
er möchte rauchen und will kein alko­
holverbot.

Wir machen die Erfahrung, dass Menschen 
wie Wolfgang trotz ihrer Erkrankung 
nicht von Zigaretten und alkohol lassen 
wollen. Dass es irgendwie auch uner­
heblich ist, ob „auf den letzten Metern“ 

noch geraucht wird oder nicht. Häufig 
ist das Rauchen und trinken das letzte, 
was dem Menschen verbleibt, was  
ihm Genuss bereitet, was er sich selbst 
gönnen und geben kann. Bei alkoholika 
holen wir ärztliche Beratung ein, da  
es Wechselwirkungen mit Medikamen­
ten geben kann. Gleichwohl ist bei uns 
alkohol nicht per se verboten.

Wolfgang vertraut nicht darauf, dass  
er bei uns regelmäßig etwas zu essen 
bekommt. Zum einen hortet er eigene 
vorräte im Kleiderschrank, zum anderen 
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will er nicht aufgegessene Mahlzeiten 
nicht aus dem Zimmer lassen. Wir  
verabreden, dass die alte Mahlzeit aus 
dem Zimmer muss, sobald die neue 
Mahlzeit kommt. auf diese abmachung 
lässt er sich ein. Dennoch schmuggelt  
er immer mal wieder belegte Brötchen 
oder Kuchen in seine Nachttischschub­
lade, um sie später zu essen oder sie 
einfach in Reserve zu haben. 

als es ihm körperlich schlechter geht, 
kommen wir mit ihm ins Gespräch über 
Duschen und Körperpflege, Hilfe beim 
an­ und ausziehen. Er lehnt alles ab,  
er hat ganz andere vorstel lungen davon, 
was notwendig ist und was nicht.

Wir können und wollen uns mit unseren 
Hilfs­ und Hygienevorstellungen nicht 
durchsetzen, können aber mit Wolfgang 
aushandeln, dass wir im Zimmer sind, 
wenn er im separaten Bad duscht, und 
ihm Kleidung durch die tür anreichen.

Individuelles aushandeln von pflegeri­
scher versorgung von tag zu tag, von 
Schicht zu Schicht ist mühsam, schafft 
aber vertrauen, indem die Eigenständig­
keit und die Selbstbestimmtheit des 
anderen respektiert werden. Gleichwohl 
werden ablehnungen gut dokumentiert, 
auch zu unserem Schutz.

als er dann beim Duschen das Gleich­
gewicht verliert und ein Kollege ihm 
gerade noch rechtzeitig zur Seite 
springt, darf dieser ihm helfen. Dieser 
„auffangende“ Pfleger hat ab sofort sein 
vertrauen und darf mehr als andere.  
Und so betreut dieser Pfleger Wolfgangs 
Zimmer immer, wenn er da ist. Dadurch 
festigt sich die Beziehung und ein klein 
wenig vertrauen wächst. 

Wolfgang erhält bei uns eine kontinuier­
liche versorgung, Wundversorgung, 
Medikamentengabe, regelmäßige Mahl­
zeiten. Sein allgemeinzustand verschlech­
tert sich nur wenig: Nicht, weil die 
Krankheit auf dem Rückzug wäre, sondern 
weil die Beschwerden gelindert werden. 
Wolfgang bleibt somit mobil. 

Für uns allerdings wird es dadurch 
schwierig, die Finanzierung seines 
Hospizaufenthaltes sicherzustellen. 
Stabilisiert sich der gesundheitliche 
Zustand eines Patienten, einer Patientin, 
so verlangt die Krankenkasse vor der 
Weiterbewilligung des Hospizaufent­
haltes, dass andere versorgungsformen 
wie eine ambulante oder stationäre 
Betreuung geprüft werden müssen. 

auch deshalb dokumentieren wir die 
Pflege für Wolfgang sehr sorgsam:  
Häufig wirkt er nicht mit, hat grobe 
Umgangsformen, wütende ausfälle, er 
neigt zu Beschimpfungen, Handgreiflich­
keiten und trinkt viel. Die Dokumentation 
soll vor allem belegen, dass eine Über­
stellung in ein Pflegeheim schwierig 
wäre, somit die jetzige versorgungs­
situation die einzig mögliche ist. 

Menschen von der Straße sind oft sehr 
selbstbestimmt, was die Medikamenten­
einnahme betrifft: Sie sind misstrauisch, 
da sie lange Zeit nur auf sich selbst 
bauen konnten und daher auch jetzt 
glauben, immer die Kontrolle über sich 
behalten zu müssen. also lieber kein 
Morphin nehmen! Sie sorgen sich,  
abhängig zu werden. Für Wolfgang ist  
es immer wichtig, jederzeit auf und davon 
gehen zu können. Er fürchtete daher,  
die Medikamente auf der Straße nicht 
besorgen zu können und dann auf  
Entzug zu kommen. 

Da wir ihn jedoch sehr vorsichtig und 
wertschätzend begleiten, glaubt er uns, 
wenn wir ihm sagen, dass er die tablette 
für sein Herz nicht nehmen bräuchte, 
wohl aber die gegen die Krampfanfälle.

Dann kommt er plötzlich nicht mehr  
aus dem Bett, er ist zu schwach. Der 
lieblingspfleger, der ihn das erste Mal 
waschen und anziehen durfte, ist zum 
Glück im Dienst. Dieser holt kommen­
tarlos ein Bier für ihn und ein alkohol­
freies für sich selbst. Reden tun die 
beiden kaum etwas, Wolfgang äußert 
nur den Wunsch, der Junge solle beim 
nächsten St. Pauli Heimspiel ein richtiges 
Bier auf ihn trinken. Er schläft ein und 
erwacht nicht mehr. Mehrere tage  
liegt er im Bett, reagiert kaum noch auf 
ansprache. Wolfgang stirbt im stationären 
Hospiz Hamburg leuchtfeuer.

Weitere Informationen über  
das Hospiz Hamburg leuchtfeuer unter: 
www.hamburg­leuchtfeuer.de 
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Landeskoordinierungsstelle  
Hospiz & Palliativarbeit 
Die landeskoordinierungsstelle Hospiz& 
Palliativarbeit ist eine zentrale und 
neutrale anlauf­ und Informationsstelle, 
die unter der trägerschaft des gemein­
nützigen landesverbandes Hospiz  
und Palliativarbeit Hamburg arbeitet 
und durch die Behörde für Gesundheit 
und verbraucherschutz gefördert  
wird. Ziel ist die verbesserung der versor­
gungssituation von schwerstkranken 
Menschen sowie ihren an­ und Zugehö­
rigen. Hierzu fördert die Koordinierungs­
stelle die vernetzung von ambulanten  
und stationären Einrichtungen der Hospiz­ 
und Palliativmedizin/Pflege sowie die 
Zusammenarbeit mit Einrichtungen der 
Regelversorgung. Darüber hinaus setzt 
sich die Koordinierungsstelle für einen 
bewussten und sensiblen Umgang  
mit den themen Sterben, tod und trauer 
ein, organisiert veranstaltungen, hält 
Kontakt zu Medien, Wissenschaft sowie 
Politik und bringt Gesprächspartner­
innen und  ­partner  zusammen. Zudem 
wird über versorgungsstrukturen und 
weitere Planungen informiert sowie aktu­
elle Daten und Fakten zu Gesetzes­ und 
Kosten regelungen bereitgestellt.

Weitere Informationen unter:  
www.koordinierungsstelle­hospiz.de

Spezialisierte ambulante  
Palliativversorgung  
Die spezialisierte ambulante Palliativ­
versorgung (SaPv) gemäß § 37b SGB v 
ist eine aufsuchende, medizinische  
und behandlungspflegerische leistung 
eines qualifizierten ärztlichen und  
pflegerischen teams. Die versorgungs­
form richtet sich an Menschen, die an 
einer Erkrankung leiden, deren Heilung 
nach dem wissenschaftlichen Stand  
der Medizin nicht zu erwarten ist, die 
weit fortgeschritten und fortschreitend 
ist und deren lebenserwartung begrenzt 
ist. Dabei steht die Beherrschung von 
besonders schweren ausprägungen von 
Symptomen wie Schmerzen, atemnot, 
Übelkeit oder angstzuständen im  
vordergrund. auch ein besonders hoher 
Koordinationsaufwand für den aufbau 
einer angemessenen, tragfähigen  
und entlastenden versorgung rechtfertigt 
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die Initiierung von SaPv. Durch die 
linderung belastender Symptome und 
anderer Begleitumstände soll erreicht 
werden, dass die lebensqualität und 
Selbstbestimmung während des Krank­
heitsprozesses erhalten, gefördert  
und verbessert werden, so dass ein 
menschenwürdiges leben bis zum tod 
ermöglicht werden kann. Dabei wird 
auch das Umfeld in den Blick genom­
men und gestützt. Dem Betroffenen soll 
es auf dessen Wunsch hin ermöglicht 
werden, auch bei schwersten Krank­
heitsverläufen bis zum lebensende oder 
doch so lange wie möglich in seiner 
gewohnten Umgebung bleiben zu können. 
Das können die eigene Wohnung sein,  
aber auch stationäre Pflegeeinrichtungen 
oder Einrichtungen der Eingliederungs­
hilfe. Die SaPv wird von niedergelassenen 
Ärztinnen und Ärzten oder Kranken­
hausärztinnen und ­ärzten verordnet 
(Formular 63). Die leistung hingegen 
wird ausschließlich durch sogenannte 
Palliative Care teams (PCt) erbracht, 
die aus palliativ weitergebildeten Ärz­
tinnen, Ärzten und Pflegefachkräften 
bestehen. Die Kosten werden von den 
Krankenkassen getragen. 

Das Palliative Care team arbeitet multi­
professionell vernetzt, beispielsweise mit 
ambulanten Hospizdiensten, Hospizen, 
apotheken, psychoonkologischen  
und physiotherapeutischen Praxen. Das 
PCt hält eine 24­stündige Rufbereit­
schaft bei krankheitsbedingten Krisen 
vor. Dadurch sollen Notarzteinsätze und 
Krankenhauseinweisungen des schwerst­
kranken und sterbenden Menschen 
vermieden werden. 

SaPv kann als teil­ oder vollversorgung, 
aber auch als Beratungsleistung von 
Hausärztinnen, Hausärzten oder Pflege­
kräften erfolgen und ergänzt damit  
die ärztliche und pflegerische Grund­
versorgung. Sie setzt da an, wo die 
allgemeine ambulante Palliativversor­
gung durch hausärztliche Praxen und 
Pflegedienste an ihre Grenzen stößt. In 
Hamburg gibt es acht PCts für Erwach­
sene. Die versorgung wird möglichst 
wohnortnah erbracht. Informationen zu 
SaPv und ihren Einsatzgebieten unter 
www.koordinierungsstelle­hospiz.de
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Die Anzahl der wohnungslosen Menschen steigt. Und damit auch  
die Anzahl derer, die krank und pflegebedüftig sind. Wohnungslose 
Männer und Frauen leiden bereits in jungen Jahren häufig an mehreren  
Erkrankungen gleichzeitig, die durch geeignete Pflegeleistungen  
gelindert oder geheilt werden könnten. Sie sind meist jünger oder  
mobiler, manchmal auch suchtmittelabhängig oder psychisch krank – 
und scheinen weder in das System der Pflegestufen noch in die Abläufe 
eines Pflegedienstes oder Pflegeheimes zu passen.  
 
Noch aber sind Pflegesystem und Wohnungslosenhilfe zu wenig mit- 
einander verzahnt. Die Broschüre „Wer pflegt Herrn K.?“ will die  
Fachkräfte aus Gesundheitswesen, Pflege und Wohnungslosenhilfe für  
das Thema sensibilisieren. Gute Praxisbeispiele geben Anregungen  
für integrierende Konzepte. 


